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Bonn, den 28. Februar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zement-Syndikate 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/ 1329 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Die Sonderstellung der sogenannten Überläuferkartelle beruht 
auf § 106 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen. Nicht die wirtschaftlichen Gegebenheiten einer 
einzelnen Brandie, sondern Gesichtspunkte der Rechtssicher- 
heit waren für die Einführung dieser Vorschrift maßgeblich. 
Sie ist deshalb aucli nicht auf die ZemcnüSyndikate beschränkt. 

Die Dauer des Verfahrens war durch die notwendigen um- 
fangreichen Prüfungen, die auch im Einsprudisverfahren er- 
neut angestellt werden mußten, bedingt. 


Zu den einzelnen Fragen: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sidi aufgrund des im 
Zement-Syndikatsvertrag verankerten Stations - Franko - Preis- 
Systems der Fabrikpreis für 1 t Zement um einen fiktiven Trans- 
portzusdilag von bis zu 14,50 DM pro Tonne, also etwa 25% 
des reinen Fabrikpreises, erhöhen kann, ohne daß das liefernde 
Zementwerk eine entsprechende Transportleistung erbringen 
muß ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese hohen Transportzu- 
schläge überwiegend solchen Zementwerken zugute kommen, 
die diese Zusdiläge aufgrund einer Sonderregelung nicht an 
das Syndikat abzuliefern brauchen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die weitere Prakti- 
zierung der Zement-Syndikate mit den bereditigten Interessen 
der Zementverbraudier vereinbar ist ? 

Beim Rheinisdi-Westfälisdien Zement-Syndikat können im 
Einzelfall aufgrund des dort praktizierten Franko-Stations-Preis- 
systems Frachtkosten entstehen, ohne daß das liefernde Ze- 
mentwerk eine entsprechende Transportleistung erbringt. Dies 
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wird insbesondere dann der Fall sein, wenn ein rheinisches 
Zementwerk Abnehmer in unmittelbarer Nähe beliefert. Bei 
den westfälischen Zementwerken, die in der Mehrzahl dem 
Syndikat angehören, entspredien hingegen die im Preis ent- 
haltenen Transportkosten den tatsächlichen Aufwendungen. Es 
trifft auch zu, daß die dem Syndikat angeschlossenen rheinischen 
Zem.entwerke an der Poolung der Fraditen und den Ausgleichs- 
regelungen der westfälischen Mitglieder nicht teilnehinen. Diese 
Regelung ist jedoch für das Bundeskartellamt einer der Gründe 
gewesen, die Erlaubnis für das Kartell zu versagen. Diese Ent- 
scheidung und andere ablehnende Entscheidungen hinsichtlich 
der Zement-Syndikate zeigen zugleich, daß die Fortführung 
der Syndikate nadi Ansicht des Bundeskartellamts mit den 
berechtigten Interessen der Zementverbraucher nidit zu ver- 
einbaren ist. Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 


2. Liegen beim Bundeskartellamt oder einer anderen Bundesbe- 
hörde Unterlagen vor über die Gewinne, die die Mitglieder 
der Zementkartelle in den letzten 5 Jahren vor Abzug der 
Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen, bezogen auf 
den Umsatz, erzielt haben? 

Liegen ebensoldie Unterlagen für Zementhersteller vor, die 
mit Mitgliedern der Syndikate personell, kapitalmäßig oder auf 
sonstige Weise verflod:iten sind? 


Das Bundeskartellamt verfügt über derartige Unterlagen für 
das Jahr 1963 aufgrund einer von dieser Behörde durchge- 
führten Kostenuntersuchung hinsichtlich der einzelnen Mit- 
gliedswerke, jedoch nicht für Zementhersteller, die mit Mit- 
gliedern der Syndikate personell, kapitalmäßig oder auf son- 
stige Weise verflochten sind. Die Ergebnisse dieser Kosten- 
untersuchung sin,d in den ablehnenden Entscheidungen über 
die Erlaubnisanträge der Zement-Syndikate Unterelbe, Nieder- 
sachsen und Westfalen gebührend berücksichtigt worden. 


3. Hält es die Bundesregierung mit dem Sinn und Wortlaut des 
Kartellgesetzes für vereinbar, wenn das Bundeskartellamt der 
Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Niditerteilung einer 
Erlaubnis für die Weiterpraktizierung der Überläuferkartelle 
aufsdiiebende Wirkung beilegt, obgleidi diese Auffassung im 
Wortlaut des Kartellgesetzes keine Stütze findet, im Gegenteil 
alle Fälle aufschiebender Wirkung in § 63 GWB ausschließlich 
aufzählt? 

Es ist ein allgemeiner Grundsatz des Verwaltungsrechts, daß 
Rechtsmittel gegen belastende Verwaltungsakte aufschiebende 
Wirkung haben. Dieser einer gesicherten Reditsstaatlichkeit 
entsprechende Grundsatz muß auch für die Uberläuferkartelle 
gelten. Die Verfahrensregelung des § 63 GWB steht dem nicht 
entgegen, da der bereits zitierte § 106 Abs. 2 Nr. 2 GWB für 
Überläuferkartelle eine besondere materiellrechtliche Bestim- 
mung trifft. Aus ihr ergibt sid:i, daß derartige Kartelle jeden- 
falls bis zu einer endgültigen Entscheidung wirksam bleiben. 
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4. Trifft es zu, daß die Mitglieder sowohl des Rheinisch-Westfa- 
lischen Zement-Syndikats als auch des Montan-Zement-Syndi- 
kats gemeinsam ein sog. Leitspediteur-System praktizieren, ge- 
mäß welchem der Transport des Zementes ab ihren Werken 
direkt nur einer begrenzten Zahl von sog. Leitspediteuren über- 
tragen wird? 

Trifft es ferner zu, daß diese Leitspediteure zur Bewältigung 
des gesamten Transportvolumens gar nicht in der Lage sind 
und daher Transportaufträge in großem Umfang unter Berech- 
nung einer Provision an andere Transportunternehmer weiter- 
geben ? 

Wenn ja, wie hoch ist diese Provision und welche Eigenleistung 
wird für diese Provision erbracht ? 

Es trifft ZU, daß sich das Rheiniscfi-Westfälische Zement-Syndikat 
und das Montan-Zement-Syndikat sogenannter Leitspediteure 
bedienen. Das Leitspediteursystem wird jedoch nicht gemein- 
sam, sondern von beiden Syndikaten getrennt praktiziert. Das 
Bundeskartellamt hat die Leitspediteursysteme der beiden Syn- 
dikate, insbesondere ihre rechtlichen und wirtschaftlichen Vor- 
und Nachteile gegenüber den bisherigen Verhältnissen, ein- 
gehend geprüft. Diese Prüfungen und zahlreiche Erörterungen 
mit den Vertretern und Verbänden der Industrie, des Han- 
dels, der Zementverbraucher und des Transportgewerbes haben 
trotz anfänglich, starker Bedenken nicht ergeben, daß die Syn- 
dikate durch diese Neuregelung ihre gesetzlidi fortbestehende 
Freistellung von § 1 GWB mißbräuchlich ausnutzen, zumal 
auch die nicht syndizierte süddeutsche Zementindustrie mit 
Leitspediteuren arbeitet. Allerdings hat das Bundeskartell- 
amt die beiden Syndikate darauf aufmerksam gemacht, daß 
es die Praktizierung und die Auswirkungen des Leitspediteur- 
systems beobachten und bei Feststellung von Mißbräuchen 
einschreiten wird. 

Es ist nicift Aufgabe der Leitspediteure, das „gesamte Trans- 
portvolumen selbst zu bewältigen". Die Leitspediteure sind 
mit der Disposition des für den Silo-Versand notwendigen 
Frachtraumes beauftragt und zur termingerechten und ratio- 
nellen Anlieferung losen Zementes an die Abnehmer ver- 
pflichtet. Aufgrund dieses Auftrages sdiließen sie mit Trans- 
portunternehmen sogenannte Beschäftigungsverträge. 

Der Leitspediteur erhält für die Vergabe von Aufträgen an 
die Transportunternehmen eine Werbe- und Abfertigungsver- 
gütung von 3 bis 5% der Fracht. Die Eigenleistung besteht 
in der Tätigkeit als Abfertigungsspediteur. Hierdurch wird 
die Versandabteilung der Syndikate und der Mitgliedswerke 
erheblich entlastet. Im übrigen hat die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr mitgeteilt, daß das Verfahren der beiden 
Syndikate nach den Feststellungen der Bundesanstalt nicht 
gegen das Güterkraftverkehrsgesetz und seine Verordnungen 
verstößt. 

5, Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, warum das 
Bundeskartellamt nicht die ihm gegebene Möglichkeit genutzt 
hat, die Praktizierung der Zement-Syndikats-Verträge durch Er- 
laß einer einstweiligen Anordnung zu verhindern, wie es von 
einem am Verfahren Beteiligten beantragt worden ist? 
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Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß dieser Antrag vom 
10. Januar 1966 des am Verfahren Beteiligten in dem Bescheid 
der Einsprudisabteilung im Verfahren des Rheinisch-Westfä- 
lischen Zement-Syndikats weder beschieden noch überhaupt er- 
wähnt worden ist? 

Nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen besteht 
keine Möglichkeit, die Tätigkeit der Syndikate durch den Er- 
laß einer einstweiligen Anordnung zu verhindern; denn durch 
§ 106 Abs. 2 Nr. 2 ist der Fortbestand von Überläuferkartellen 
bis zur endgültigen Entscheidung über den Erlaubnisantrag 
gestattet 

Einen Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung sieht 
das Kartellgesetz jedenfalls für den vorliegenden Fall nicht 
vor. Der Wunsch eines Verfahrensbeteiligten nach Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung war deshalb nur als formlose Anre- 
gung zu werten. Diese brauchte die Einspruchsabteilung in 
ihrem Beschluß nicht unbedingt formell zu bescheiden. Um 
eine auch von dem Antragsteller nicht gewollte Verzögerung 
des Verfahrens, die notwendigerw^eise eingetreten wäre, zu 
vermeiden, hat das Bundeskartellamt statt dessen sogleich die 
Endentscheidung gefällt. 


6. Welche Gründe können dafür angegeben werden, daß das Bun- 
deskartellamt gegen die Praktizierung des Stations-Franko-Preis- 
Systems nicht vorgegangen ist, obgleich es dieses System in 
seiner Entscheidung vom 15. März 1966 als Mißbrauch nach § 11 
Abs. 5 GWB und als eine Diskriminierung der Abnehmer nach 
§ 26 Abs. 2 GWB qualifiziert hat? 

Es ist nicht richtig, daß das Bundeskartellamt das Franko-Sta- 
tions-Preissystem als solches für einen Mißbrauch und eine Diskri- 
minierung hält. Das Bundeskartellamt hatlediglich die besondere 
Ausgestaltung eines solchen Systems durch das Rheinisch- 
Westfälische Zement-Syndikat und das Montan-Zement-Syn- 
dikat als Mißbrauch und als Diskriminierung angesehen und 
unter anderem darauf seine Erlaubnisversagung gestützt. Diese 
Rechtsauffassung steht in Kürze zur gerichtlichen Überprüfung 
durch das Kammergericht an. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, von ihrem Weisungsrecht ge- 
genüber der Kartellbehörde Gebrauch zu machen und sie an- 
zuweisen, ein Mißbrauchsverfahren gegen die Praktizierung des 
Stations-Franko-Preis-Systenis und des Leitspediteur-Systems 
einzuleiten ? 

Mißbrauchsverfahren gegen das Rheinisch-Westfälische Zement- 
Syndikat und das Montan-Zement-Syndikat, die das besonders 
ausgestaltete Franko-Stations-Preissystem praktizieren, sind 
bereits eingeleitet. Das Leitspediteursystem w^ar Gegenstand 
eines Mißbrauchsverfahrens. Einer Weisung gegenüber dem 
Bundeskartellamt bedarf es daher nicht. 


Schiller 


4 



